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Verfaſſungs⸗Urkunde
für das

Großtherzogthum Baden .

— 8 — — , — r —

Carl von Gottes Gnaden ,

Großherzog zu Baden , Herzog zu Zähringen ,

Landgraf zu Nellenburg , Graf zu Hanau ꝛc. ꝛc.

Als Wir bereits im Jahr 1816 Unſern Unterthanen wie⸗

derholt bekannt machten , dem Großherzogthum eine land⸗

ſtändiſche Verfaſſung geben zu wollen ; ſo hegten wir den Wunſch

und die Hoffnung , daß ſämmtliche Bundes⸗Glieder über eine

unabänderliche weſentliche Grundlage dieſer allen deutſchen

Voͤlkern zugeſicherten Einrichtung übereinkommen und nur in

Entwicklung der aufgeſtellten Grundſätze ein jeder einzelne Staat

ſeinen beſondern Bedürfniſſen , mit Rückſicht auf beſtehende Ver⸗

hältniſſe , folgen möchte .

Da ſich jedoch , nach den lezten , über dieſen Gegenſtand

bei dem Bundestage abgelegten , Abſtimmungen der Zeitpunkt

noch nicht beſtimmt vorausſehen läßt , in welchem die Geſtaltung

der ſtändiſchen Verfaſſung einen Gegenſtand gemeinſchaftlicher

Berathung bilden dürfte ; ſo ſehen Wir Uns nunmehr veranlaßt ,

die Unſern Unterthanen gegebene Zuſicherung auf die Art und

Weiſe in Erfüllung zu ſetzen , wie ſie Unſerer innern , freien und

feſten Ueberzeugung entſpricht .
Von dem aufrichtigſten Wunſche durchdrungen , die Bande

des Vertrauens zwiſchen Uns und Unſerm Volke immer feſter

zu knüpfen , und auf dem Wege , den Wir hierdurch bahnen , alle

Unſre Staats⸗Einrichtungen zu einer höhern Vollkommenheit zu

bringen , haben Wir nachſtehende Verfaſſungs - Urkunde gegeben ,

und verſprechen feierlich für Uns und Unſre Nachfolger , ſie

treulich und gewiſſenhaft zu halten und halten zu laſſen :
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6 .

dem Großherzogthum und der Regierung im

Allgemeinen .

—

Das Großherzogthum bildet einen Beſtandtheil des deut
3 N NoskVundes .

Alle organiſchen Beſchlüſſe der Bundes — Verſammlung,e verfaſſungsmäßigen Verhältniſſe Deutſchlands

ö zerhältniſſe deutſcher Staatsbürger im Allgemei
ien betreffen , machen einen Theil des

babiſchen Staats

aus , und werden für alle Klaſſen von “

indlich , nachdem ſie von dem Staats - Ober

erkündet worden ſind .

Das Großherzogthum iſt untheilbar und unveräußerlich5 8908
in allen ſeinen Theilen .

Die Regierung des Landes iſt erblich in der Großherzog —
lichen Familie nach den Beſtimmungen dder Declaration

vom 4. Oktober 1817 . , die als ene 8ſetzes weſentlichen Beſtandtheil der Ver

wörtlich in
gegenwärtiger Urkunde

aufgenommen betrachtet werden ſoll.
Der Großherzog vereinigt in Sich alle Rechte der Staats

gewalt , und übt ſie unter den in dieſer Verfaſſungs - Urkunde

feſtgeſezten Beſtimmungen aus .

8 Perſon iſt heilig und unverletzlich .

Das Großherzogthum hat eine ſtändiſche Verfaſſung .

— —

II .

Staatsbürgerliche und politiſche Rechte der Badener ,

und beſondere Zuſicherungen .

Die ſtaatsbürgerlichen Rechte der Badener ſind gleich in

jeder Hinſicht , wo die Verfaſſung nicht namentlich und

ausdrücklich eine Ausnahme begründet .

Die großherzoglichen Staats - Miniſter und ſämmt⸗
liche Staatsdiener ſind für die genaue Befolgung der

Verfaſſung verantwortlich .
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§. 8. Alle Badener tragen ohne Unterſchied zu allen öffeutliche

Laſten bei . Alle Befreiungen don direeten oder indirecten

Abgaben bleiben aufgehoben .

§. 9. Alle Staatsbürger von den drei chriſtlichen Con

haben zu allen Civil - ⸗ und Militär⸗Stellen und Kirchen

Aemtern gleiche Anſprüche .

Alle Ausländer , welchen Wir ein Staatsamt confe

riren , erhalten durch dieſe Verleihung unmittelbar das

Indigenat .

§. 10 . Unterſchied in der Geburt und der Religion begruͤndet

mit der für die ſtandesherrlichen Familien durch die

Bundesakte gemachten Ausnahme , keine Ausnahme der

Militär⸗Dienſtpflicht .

§. 11 . Für die bereits fuͤr abloͤslich erklaͤrten Grundlaſten und

Dienſtpflichten und alle aus der aufgehobenen Leibeigen —

ſchaft herrührenden Abgaben ſoll durch ein Geſetz ein an

gemeſſener Abkaufsfuß regulirt werden .

§. 12 . Das Geſetz vom 14 . Auguſt 1817,über die Wegzugs⸗Frei⸗

heit , wird als ein Beſtandtheil der Verfaſſung angeſehen .

§. 13 . Eigenthum und perſönliche Freiheit der Badener ſtehen

für alle auf gleiche Weiſe unter dem Schutz der Verfaſſung .

§. 14 . Die Gerichte ſind unabhaͤngig innerhalb der Grenzen

ihrer Competenz .

Alle Erkenntniſſe in bürgerlichen Rechtsſachen muͤſſen

von den ordentlichen Gerichten ausgehen .

Der großherzogliche Fiscus nimmt in allen aus pri

vatrechtlichen Verhältniſſen entſpringenden Streitigkeiten

Recht vor den Landesgerichten

Niemand kann gezwungen werden , ſein Eigenthum zu

oͤffentlichen Zwecken abzugeben , als nach Berathung und

Entſcheidung des Staats - Miniſteriums , und nach vor —

gängiger Entſchädigung .

§. 15 . Niemand darf in Criminal⸗Sachen ſeinem ordentlichen

Richter entzogen werden .

Niemand kann anders als in geſetzlicher Form ver haftet

und länger als zweimal 24 Stunden im Gefängniß feſt

gehalten werden , ohne über den Grund ſeiner Verhaftung

vernommen zu ſein .

Der Großherzog kann erkannte Strafen mildern oder

ganz nachlaſſen , aber nicht ſchärfen .

§. 16 . Alle VermögensConfiskationen ſollen abgeſchafft werden .
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§. 17 . Die Preßfreiheit wird nach den künftigen Beſtimmungen
der Bundesverſammlung gehandhabt werden .

§. 18 . Jeder Landeseinwohner genießt der ungeſtörten Gewiſſens

freiheit und in Anſehung der Art ſeiner Gottesverehrung
des gleichen Schutzes .

§. 19 . Die politiſchen Rechte der drei chriſtlichen Religionstheile
ſind gleich .

20 . Das Kirchengut und die eigenthümlichen Güter und Ein —⸗

künfte der Stiftungen , Unterrichts - und Wohlthätigkeits
anſtalten dürfen ihrem Zwecke nicht entzogen werden .

§. 21 . Die Dotationen der beiden Landes - Univerſitäten und an⸗

derer höherer Lehranſtalten , ſie mögen in eigenthümlichen
Gütern und Gefällen , oder in Zuſchüſſen aus der allge⸗
meinen Staatskaſſe beſtehen , ſollen ungeſchmälert bleiben .

§. 22 . Jede von Seite des Staats gegen ſeine Gläubiger über —

nommene Verbindlichkeit iſt unverletzlich .
Das Inſtitut der Amortiſations - Kaſſe wird in ſeiner Ver⸗

faſſung aufrecht erhalten .

§. 23 . Die Berechtigungen , die durch das Ediet vom 23 . April
1818 den dem Großherzogthum angehörigen ehemaligen
Reichsſtänden und Mitgliedern der vormaligen unmittel⸗

baren Reichs-Ritterſchaft verliehen worden ſind , bilden

einen Beſtandtheil der Staats - Verfaſſung .

§. 24 . Die Rechts - Verhältniſſe der Staatsdiener ſind in der Art ,
wie ſie das Geſetz vom Heutigen feſtgeſtellt hat , durch die

Verfaſſung garantirt .
Die Inſtitute der weltlichen und geiſtlichen WittwenKaſſe
und der Brandverſicherung ſollen in ihrer bisherigen Ver —

faſſung fortbeſtehen , und unter den Schutz der Verfaſſung
geſtellt ſein .
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§. 25.

III .

——
Ständeverſammlung . Rechte und Pflichten der

Stände⸗Glieder .

§. 26 . Die Landſtände ſind in zwei Kammern abgetheilt .

§. 27 . Die erſte Kammer beſteht :

1 ) aus den Prinzen des großherzoglichen Hauſes ,

2 ) aus den Häuptern der ſtandesherrlichen Familien ,



§. W. Die P

F. 31 . Jede der beiden

ordneten auf vier Jahre aus

3 ) aus dem Landesbiſchof und

lebenslänglich ernannten proteſtantiſ
mit dem Range eines Prälaten ,

einem vom Großherzog

chen Geiſtlichen

4 ) aus acht Abgeordneten des grundherrlichen Adels .

ν5 ) au

6 ) aus den vom Gro1
zwei Abgeordneten der Landes⸗Univerſitäten ,

öherzog , ohne Rückſicht auf Stand
und Geburt , zu Mitgliedern dieſer Kammer ernannten

Perſonen .

rinzen des Hauſes und die Standesherren treten

nach erlangter Volljährigkeit , in die Ständeverſammlung
ein . Von denjenigen ſtande

mehrere Zweige ſich theilen , i

Familienzwei

sherrlichen Familien , die in

ſt das Haupt eines jeden

igs , der im Beſitz einer Standesherrſchaft ſich

befindet , Mitglied der erſten Kammer .

Während der Minderjährigkeit des Beſitzers einer Stan —

desherrſchaft ruhet deſſen Stimme .
Die Häupter der adelichen Familien , welchen der Groß

herzog eine Würde des ho

den Standesherren , als erbliche

Kammer . Sie müſſen aber ein na

geburt und der Lineal⸗Erbfol
Lehngut beſitzen , das in der Grund⸗

hen Adels verleihet , treten , gleich
Landſtände in die erſte

ch dem Rechte der Erſt —

erbliches Stamm⸗ oder

und Gefällſteuer , nach

Abzug des Laſten⸗Kapitals , wenigſtens zu 300,000 Gul⸗

den angeſchlagen iſt .

§. 29 . Bei der Wahl der grundherrlichen Abgeordneten ſind

geſitzer von Grundherrſchaften ,
ickgelegt und im Lande ihren

Wählbar ſind alle ſtimm⸗

öſte Lebensjahr zurückgelegt

ſämmtliche adeliche B

das Atſte Lebensjahr zurt

Wohnſitz haben , ſtimmfähig .
fähige Grundherren , die da

haben . Jede Wahl gilt für acht Jahre . Alle vier

die

Jahre

tritt die Hälfte der grundherrlichen Deputirten aus .

Adelichen Güterbeſitzern kann der Großherzog die

Stimmfähigkeit und

Wahl beilegen , wenn ſi

das in der Grund - und Gefällſteuer , nach

ſtenkapitals , wenigſtens

iſt , und nach dem Rechte der

Erbfolge vererbt wird .

Wählbarkeit bei der Grundherren —

e ein Stamm⸗oder Lehngut beſitzen ,
Abzug des La

auf 60,000 Gulden angeſchlagen

Erſtgeburt nach der Lineal

30 . In Ermanglung des Landesbiſchofs tritt der Bisthums

Verweſer in die Ständeverſammlung .
Landes⸗Univerſitäten wählt ihren Abge

der Mitte der Profeſſoren

Errr
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oder aus der Zahl der Gelehrten oder Staatsdiener des
Landes nach Willkühr . Nur die ordentlichen Profeſſoren
ſind ſtimmfähig .

8. 32 . Die Zahl der vom Großherzog ernannten Mitglieder der

U erſten Kammer darf niemals acht Perſonen überſteigen .

L. 33. Die zweite Kammer beſteht aus 63 Abgeordneten der
Städte und Aemter nach der dieſer Verfaſſungs - Urkunde
angehängten Vertheilungsliſte .

Dieſe Abgeordneten werden von erwaͤhlten Wahlmännern
erwählt .

§. 35 . Wer wirkliches Mitglied der erſten Kammer oder bei der

Wahl der Grundherren ſtimmfähig oder wählbar iſt , kann
weder bei Ernennung der Wahlmänner ein Stimmrecht
ausüben , noch als Wahlmann oder Abgeordneter der
Städte und Aemter gewählt werden .

§. 36 . Alle übrigen Staatsbuͤrger , die das 25ſte Lebensjahr

zurückgelegt haben , im Wahldiſtrikt als Bürger angeſeſſen
find oder ein öffentliches Amt bekleiden , ſind bei der Wahl
der Wahlmänner ſtimmfähig und wählbar .

§. 37 . Zum Abgeordneten kann ernannt werden , ohne Rückſicht
auf Wohnort , jeder durch den §. 35 . nicht ausgeſchloſſene
Staatsbürger , der

—

1—§. 34 .

1) einer der drei chriſtlichen Confeſſionen angehört ,

2 ) das 36ſte Lebensjahr zurückgelegt hat und

3 ) in dem Grund⸗ Häuſer⸗ und Gewerbſteuer - Ka
taſter wenigſtens mit einem Capital von 10,000
Gulden eingetragen iſt , oder eine jährliche lebens —

längliche Rente von wenigſtens 1500 Gulden von
einem Stamm - oder Lehnguts⸗Beſitze , oder eine

fire ſtändige Beſoldung oder Kirchenpfründe von

gleichem Betrag als Staats - oder Kirchendiener

bezieht , auch in dieſen beiden leztern Fällen we

nigſtens irgend eine directe Steuer aus Eigen
thum zahlt .

Landes - ſtandes - ß und grundherrliche Bezirks - Be —

amte , Pfarrer , Phyſici und andere geiſtliche oder welt
liche Lokaldiener können als Abgeordnete nicht von den

Wahlbezirken gewählt werden , wozu ihr Amtsbezirk

gehört .

7

§. 38. Die Abgeordneten der Städte und Aemter werden auf

acht Jal unt und ſo , daß die Kammer alle zwei
vinFahre „8U et 5Biertel erme 11
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§. 30 . Jede neue Wahl eines Abgeordneten , die wegen

Auflöſung der Verſammlung oder wegen des regelmäßi⸗

gen Austritts eines Mitgliedes nöthig wird , zieht eine

neue Wahl der Wahlmänner nach ſich .

F. 40 . Jeder Austretende iſt wieder wählbar .

§. 41 . Jede Kammer erkennt über die ſtreitigen Wahlen der

ihr angehörigen Mitglieder .

§. 42 . Der Großherzog ruft die Stände zuſammen , vertagt

ſie und kann ſie auflöſen .

§. 43 . Die Auflöſung der Stände bewirkt , daß alle durch

Wahl ernannte Mitglieder der erſten und zweiten Kam⸗

mer , die Abgeordneten der Grundherren , der Univerſi⸗

täten und der Städte und Aemter , ihre Eigenſchaft ver —

lieren .

§. 44 . Erfolgt die Auflöͤſung , ehe der Gegenſtand der Be —⸗

rathung erſchöpft iſt , ſo muß längſtens innerhalb drei

Monaten zu einer neuen Wahl geſchritten werden .

F. 45 . Der Großherzog ernennt für jeden Landtag den Prä⸗

ſidenten der erſten Kammer ; die zweite Kammer wählt

für die Präſidentenſtelle drei Candidaten , wovon der

Großherzog für die Dauer der Verſammlung Einen

beſtätigt .

F. 46 . Alle zwei Jahre muß eine Ständeverſammlung ſtatt

finden .

F. 47 . Die Mitglieder beider Kammern können ihr Stimm⸗

recht nicht anders als in Perſon ausüben .

F. 48 . Die Ständeglieder ſind berufen , über die Gegenſtände

ihrer Berathungen nach eigener Ueberzeugung abzuſtim⸗

men . Sie dürfen von ihren Committenten keine In⸗

ſtruktionen annehmen .

F. 49 . Kein Ständeglied kann während der Dauer der Ver⸗

ſammlung , ohne ausdrückliche Erlaubniß der Kammer ,

wozu es gehört , verhaftet werden ; den Fall der Er⸗

greifung auf friſcher That bei begangenen peinlichen
Verbrechen ausgenommen .

§. 50 . Die Stände können ſich nur mit den nach gegenwär —

tigem Grundgeſetz zu ihrer Berathung geeigneten oder

vom Großherzog beſonders an ſie gebrachten Gegen —

ſtänden beſchäftigen .

C. 51 . Es beſteht ein ſtändiſcher Ausſchuß aus dem Präſidenten

der lezten Sitzung und drei andern Mitgliedern der

erſten und ſechs Mitgliedern der zweiten Kammer ; deſſen

E
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Wirkſamkeit auf den namentlich in dieſer Urkunde aus —
—

gedrückten Fall oder auf die von dem lezten Landtag
mit Genehmigung des Großherzogs an ihn gewieſenen
Gegenſtände beſchränkt iſt .

U0 Dieſer Ausſchuß wird vor dem Schluſſe des Landtags ,
auch bei jeder Vertagung deſſelben , in beiden Kammern

durch relative Stimmenmehrheit gewählt . Jede Auflö —

ſung des Landtags zieht auch die Auflöſung des , wenn

gleich ſchon gewählten , Ausſchuſſes nach ſich .

§. 52 . Die Kammern können ſich weder eigenmächtig verſam

meln , noch nach erfolgter Auflöſung oder Vertagung

beiſammen bleiben und berathſchlagen .

IV .

Wirkſamkeit der Stände .

§. 53 . Ohne Zuſtimmung der Stände kann keine Auflage
ausgeſchrieben und erhoben werden .

F. 54 . Das Auflagen - Geſetz wird in der Regel für zwei Jahre

gegeben . Solche Auflagen jedoch , mit denen auf längere

Zeit abgeſchloſſene Verträge in unmittelbarer Verbin

dung ſtehen , können vor Ablauf des betreffenden Con —

traetes nicht abgeändert werden .

§. 55 . Mit dem Entwurf des Auflagen - Geſetzes wird das

Staats - Budget und eine detaillirte Ueberſicht über die

Verwendung der verwilligten Gelder von den frühern

Etats⸗Jahren übergeben . Es darf darin kein Poſten

für geheime Ausgaben vorkommen , wofür nicht eine

ſchriftliche , von einem Mitglied des Staatsminiſteriums
contraſignirte , Verſicherung des Großherzogs beigebracht

9 wird , daß die Summe zum wahren Beſten des Landes

verwendet worden ſei , oder verwendet werden ſolle .

§. 56 . Die Stände können die Bewilligung der Steuern nicht
an Bedingungen knüpfen .

§. 57 . Ohne Zuſtimmung der Stände kann kein Anlehn gül —

tig gemacht werden . Ausgenommen ſind die Anlehen ,
9

wodurch etatsmäßige Einnahmen zu etatsmäßigen Aus⸗

gaben nur anticipirt werden , ſo wie die Geldaufnah —
men der Amortiſationskaſſe , zu denen ſie , vermöge ih —

res Fundations - Geſetzes , ermächtigt iſt .



§. 59

dringenden Staatsbedürfnif
Koſten einer außerordentlichen

nicht im Verhältniß ſteht

Für Fälle eines außerordentl

der Stände nicht reicht ,
heit des Ausſchuſſes hinreichend ,

gültig zu machen .

11

ſes , deſſen B

Verſammlung der Stände

„ und wozu das

iſt die Zuſtimmung der Mehr⸗

Dem nächſten

ichen unvorhergeſehenen
I

etrag mit den

Credit⸗Votum

eine Geldaufnahme

Landtag werden die

gepflogenen Verhandlungen vorgelegt .

Es

veräuf

dentilgunge
löſungen

—

von Gütern und Gefä

Ohngeachtet die

darf keine

hert werden .

von Lehen ,

Frohndienſten ,

gelegen ſind , und alle

wirthſchaftlichen Rückſichten

des⸗Cultur oder zur Aufhebung einer nachth

genen Verwaltung geſchehen.
neuen Erwerbungen verwendet

gungskaſſe zur Verzinſung übergeb

Ausgenommen ſind auch T

Beendigung eines ,

Verhältniſſe anhängigen , Rechts⸗

ſtreits ; ferner die Wiedervergebung heimgefallener Thron⸗

Ritter⸗ und Kammerlehen während der

dem ſie ſelbſt heimgefallen ſind .

Da durch dieſen und den §. 57 . der Zweck der

anction über Staatsſchulden und Staats⸗
8 .

ſo hört die

zum Zweck der
De5 ＋ N

oder Dienſtbarkeits

gierung des Regenten ,

pragmatiſchen S

veräuſſerungen vom 1. Oktober 1806

November 1808 vollſtändig erreicht iſt ,

derſelben mit dem Tage auf , wo die
erfaſſung in Wirkſamkeit getreten ſein

Verbindlichkeit
landſtändiſche V

wird .

Grundſätzen des Staats⸗ und

Patrimonial⸗Eigenthum des Regenten und ſeiner

milie ſind , und Wir ſie auch in dieſer Eigenſchaft ,

vermöge obhabender Pflichten als Haupt der

hiermit ausdrü

den Ertrag derſelben , außer der

villiſte und außer andern

lang als Wir uns nicht dur

in

nach Unſerm innigſten Wunſch

Beſtreitung der Staatslaſten f

cklich beſtätigen : ſo wollen ?

Domaine ohne Zuſtimmung der Stände

Ausgenommen

n bereits beſchloſſenen Veräuſſerungen ,
Erbbeſtänden , Gülten , Zinſen ,

Verkäufe von entbehrlichen Gebäuden ,

llen , die in benachbarten Staaten

Veräuſſerungen , die aus ſtaats

zur Beförderung der Lan —

eiligen ei —

Der Erlös muß aber zu

oder der Schuldentil⸗

ſind die zu Schul⸗
Ab⸗

en werden .

äuſche und Veräuſſerungen
über Eigenthums

und vom

Domainen nach allgemein anerkannten

Fürſtenrechts unſtreitiges
Fa⸗

e zu erleichtern , —

erner belaſſen .

Zeit der Re⸗

Familie ,
Wir dennoch

darauf radieirten Ci —

darauf haftenden Laſten , ſo —

ch Herſtellung der Finanzen

dem Stand befinden werden , Unſere Unterthanen
der

E
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§. 62 .

§. 60 .

f F. 61 .

0
§. 63 .

§. 64 .

Die Civilliſte kann , ohne Zuſtimmung der Stände , nicht

erhöhet und , ohne Bewilligung des Großherzogs , nie

mals gemindert werden .

Jeder die Finanzen betreffende Geſetzesentwurf geht

zuerſt an die zweite Kammer , und kann nur dann ,

wenn er von dieſer angenommen worden , vor die erſte
Kammer zur Abſtimmung über Annahme oder Nicht —
annahme im Ganzen ohne alle Abänderung gebracht
werden .

Tritt die Mehrheit der erſten Kammer dem Beſchluß
der zweiten nicht bei , ſo werden die bejahenden und

verneinenden Stimmen beider Kammern zuſammen ge

zählt und nach der abſoluten Mehrheit ſämmtlicher

Stimmen der Stände - Beſchluß gezogen .

Die alten , auch nicht ſtändigen Abgaben durfen nach

Ablauf der Verwilli Gungeel , noch ſechs Monate fort

erhoben werden , wenn die Ständeverſammlung aufge

löſet wird , ehe ein neues Budget zu Stande kommt ,
oder wenn ſich die ſtändiſchen Berathungen verzögern .

Bei Rüſtungen zu einem Kriege und während der

Dauer eines Aentet kann der Großherzog , zur ſchleu —

nigen und wirkſamen Erfüllung ſeiner Bundespflichten ,

auch vor eingeholter Zuſtimmung der Stände , Saaht
Staatsanlehen machen oder Kriegsſteuern ausſchreiben

Für dieſen Fall wird den Ständen eine nähere EEinſicht
und Mitwirkung in der Verwaltung in der Art ein

geräumt ,

daß der alsdann zuſammen zu berufende Ausſchuß zwei
Mitglieder an die Miniſterien der Finanzen und des

Kriegs und einen Commiſſar zur Kriegskaſſe abordnen

darf , um darauf zu wachen , daß die zu Kriegszwecken
erhobenen Gelder auch wirklich und ausſchließlich zu
dieſem Zwecke verwendet werden , und daß derſelbe

zu der jeweils , wegen Kriegspräſtationen aller Art auf

zuſtellenden Kriegs - Commiſſion eben ſo viele Mitglieder

abzugeben hat , als der Großherzog , ohne den Vorſtand

rechnen , zur Leitung des Marſch - Verpflegungs - und

Lieferungsweſens ernennt . Auch ſoll der Ausſchuß das
Recht haben , zu gleichem Zweck einer jeden Provinzial —

Behörde , aus der Zahl der in dem Provinzbezirk woh⸗
nenden Ständegliedeer , zwei Abgeordnete beizugeben .

Kein Geſetz , das die — ergänzt , er⸗

läutert oder abändert , darf ohne Zuſtimmung einer

8



Mehrheit von zwei

der einer jedel

13 —

F. 65 . Zu allen andern die Freiheit der

der Staatsangehörigen betreffenden allge⸗
Eigenthum
meinen neuen Landesgeſetzen

authentiſchen Erklärung der b

mung der

Kammern e

§. 66 . Der Großherzog beſtätigt und pr

erläßt die zu deren Vollzug und Handhabung erforder⸗

lichen — die aus dem Aufſicht

abfließenden — und alle für die

nöthigen Verfügungen ,

Drittel der anweſenden Ständeglie

1der beiden Kammern gegeben werden .

Perſonen oder das

oder zur Abänderung oder

eſtehenden , iſt die Zuſtim⸗

abſoluten Mehrheit einer jeden der beiden

rforderlich .

Verordnungen . Er erläßt auch

nach zwar

durch das
zur ſtändiſchen Berat

Staatswohl dringend gebotene

gen , deren vorübergehender Zweck durch jede Verzöge —

rung vereitelt würde .

§. 67 . Die Kammern haben das R

Beſchwerde ; Verordnungen ,

eingefloſſen
gekränkt erachten , ſollen auf

Beſchwerde ſogleich außer W̃

Sie können den Großherzog unte

um den Vorſchlag eines Geſetzes

omulgirt die Geſetze ,

8, und Verwaltungsrecht

Sicherheit des Staats

Reglements und allgemeinen
ſolche , ihrer Natur

hung geeignete , aber

Verordnun⸗

echt der Vorſtellung und

worinnen Beſtimmungen

wodurch ſie ihr Zuſtimmungsrecht für

ihre erhobene gegründete
irkſamkeit geſezt werden .

r Angabe der Gründe

bitten . Sie haben

das Recht Mißbräuche in der Verwaltung , die zu ihrer

Kenntniß

ben das Recht ,

n Staatsbehörden wegen Verletzung

er anerkannt verfaſſungsmäßiger Rechteſte
od

zuklagen .

klage , die

gelangen , der Regierung anzuzeigen .

Miniſter und die Mitglieder der ober⸗

Ein beſonderes Geſetz

Grade der Ahndung , die urtheilende Behörde

und die Procedur beſtimmen .

Beſchwerden einzelner Sta
in ihren
den Kammern nicht anders a

angenommen werden , wenn

verfaſſungsmäßigen

weist , daß er ſich vergebens

desſtellen

Abhülfe

und zulezt an das

gewendet hat .

Keine Vorſtellung , Beſchwerde oder

PEP FPFEPEFEFEFEEE

Sie ha⸗

der Verfaſſung
förmlich an⸗

ſoll die Fälle der An⸗

atsbürger über Kränkung
Gerechtſamen können von

ls ſchriftlich und nur dann

der Beſchwerdeführer nach⸗

an die geeigneten Lan⸗

Staatsminiſterium um

beiden Kammern .

Anklage kann an

den Großherzog gebracht werde ohne Zuſti

ßherzog gebracht werden , ohne Zuſtimmung

der Mehrheit einer jeden der
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Eröffnung der ſtändiſchen Sitzungen , Formen
der Berathungen .

§. 68 . Jeder Landtag wird in den für dieſen Fall vereinigten

§. 70 .

§. 71 .

2

0

—

—

09 .

Kammern , vom Großherzog in Perſon , oder von ei
nem von Ihm ernannten Commiſſär eröffnet und ge
ſchloſſen .

Sämmtliche neu eintretende Mitglieder ſchwören bei

Eröffnung des Landtags folgenden Eid :

Ich ſchwöre Treue dem Großherzog , Gehorſam dem
Geſetze , Beobachtung und Aufrechthaltung der Staats

verfaſſung und in der Ständeverſammlung nur des

ganzen Landes allgemeines Wohl und Beſtes ohne
Rückſicht auf beſondere Stände oder Claſſen nach
meiner innern Ueberzeugung zu berathen : So wahr
mir Gott helfe und ſein heiliges Evangelium .

Kein landesherrlicher Antrag kann zur Diseuſſion und
Abſtimmung gebracht werden , bevor er nicht in beſon
dern Commiſſionen erörtert und Vortrag er

ſtattet worden iſt .

Die landesherrlichen Commiſſarien treten zur vorläufi

gen Erörterung der Entwürfe mit ſtändiſchen Commiſ

ſarien zuſammen , ſo oft es von der einen oder andern
Seite für nothwendig erachtet wird . Keine weſentliche
Abänderung in einem Geſetzentwurf kann getroffen wer

den , die nicht mit den landesherrlichen Commiſſarien
in einem ſolchen gemeinſchaftlichen Zuſammentritt erör —
tert worden iſt .

Die Kammern können einen zum Vortrag gebrachten

Entwurf nochmals an die Commiſſion zurückweiſen .

Ein von der einen Kammer an die andere gebrachter
Geſetzentwurf oder Vorſchlag irgend einer Art , kann ,
wenn er nicht Finanz - Gegenſtände betrifft , mit Verbeſ

ſerungs - Vorſchlägen , die in einer Commiſſion nach §.
71 . erörtert worden , an die andere Kammer zurückge —

geben werden .

Jeder gültige Beſchluß einer Kammer erfordert , wo

nicht ausdrücklich eine Ausnahme feſtgeſezt worden iſt ,
abſolute Stimmenmehrheit bei vollzähliger Verſammlung .
Bei gleicher Stimmenzahl gibt die Stimme des Präſi

darüber
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Tritt der Fall ein , daß in

Finanzſachen die Stimmen beider Kammern zuſammen

gezählt werden müſſen , ſo entſcheidet bei Stimmengleich⸗

heit die Stimme des Präſidenten der zweiten Kammer .

Man ſtimmt ab mit lauter Stimme und den Worten :

„Einverſtanden ! “ oder : „Nichteinverſtanden !“ Nur

bei der Wahl der Candidaten für die Präſidentenſtelle

der zweiten Kammer , — der Ausſchußglieder und der

Glieder der Commiſſionen , entſcheidet relative Stim⸗

menmehrheit bei geheimer Stimmgebung .

Die erſte Kammer wird durch die Anweſenheit von

10 ; die zweite durch die Anweſenheit von 35 Mitglie⸗

dern , einſchließlich der Praͤſidenten , vollzaͤhlig . Zur

gültigen Berathſchlagung über die Abaͤnderung der Ver⸗

faſſung wird in beiden Kammern die Anweſenheit von

drei Viertel der Mitglieder erfordert .

§. 75 . Die beiden Kammern können weder im Ganzen noch

durch Commiſſionen zuſammentreten , ſie beſchraͤnkenſich

in ihrem Verhaͤltniß zu einander auf die gegenſeitige

Mittheilung ihrer Beſchlüſſe .

Sie ſtehen nur mit dem großherzoglichen Staats —

miniſterium in unmittelbarer Geſchaͤftsberührung ; ſie

können keine Verfügungen treffen oder Bekanntmachungen

irgend einer Art erlaſſen .

Deputationen dürfen ſie nur , jede beſonders , nach

eingeholter Erlaubniß , an den Großherzog abordnen .

Die Miniſter und Mitglieder des Staats - Miniſteriums

und Großherzoglichen Commiſſarien haben jederzeit bei

offentlicher und geheimer Sitzung Zutritt in jeder Kam⸗

mer , und müſſen bei allen Discuſſionen gehört werden ,

wenn ſie es verlangen . Nur bei der Abſtimmung tre —

ten ſie ab , wenn ſie nicht Mitglieder der Kammer ſind.

Nach ihrem Abtritt dürfen die Discuſſionen nicht wie

der aufgenommen werden .

Nur den landesherrlichen Commiſſarien und den Mit⸗

gliedern der ſtaͤndiſchen Commiſſionen wird geſtattet ,

geſchriebene Reden abzuleſen ; allen übrigen Mitgliedern

ſind blos mündliche Vortraͤge geſtattet .

§. 78 . Die Sitzungen beider Kammern ſind öffentlich . Sie

werden geheim auf das Begehren der Regierungs⸗Com

miſſarien , bei Eröffnungen , für welche ſie die Geheim

haltung nöthig erachten , und auf das Begehren von

drei Mitgliedern , denen nach dem Abtritt der Zuhörer

denten die Entſcheidung .

§. 76 .

§. 77 .

FP



§. 80 .

§. 81 .

8. 82 .

§. 83 .

aber wenigſtens ein Viertel der Mitglieder uͤber die

Nothwendigkeit der geheimen Berathung beitreten muß .

Die Reihenfolge , wornach die Abgeordneten der Grund —

herren und der Staͤdte und Aemter aus der Verſamm
lung austreten , wird auf dem erſten Landtage für die

einzelnen Wahlbezirke ein für allemal durch das Loos

beſtimmt . Die Haͤlfte der grundherrlichen Abgeordne —
ten tritt im Jahr 1823 aus , und dann alle vier

Jahre wieder die Haͤlfte. Im Jahr 1821 tritt ein

Viertel der Abgeordneten der Staͤdte und Aemter und

dann alle zwei Jahre wieder ein Viertel aus .

Bei der erſten Wahlhandlung erkennt über alle , we—

gen Gültigkeit der Wahlen entſtehenden , Streitigkeiten
die landesherrliche Central - Commiſſion , die mit der

erſten Vollziehung des Conſtitutions⸗Geſetzes beauftragt
werden wird .

Die Zeit der Eröffnung des erſten Landtags wird auf
den 1. Februar 1819 feſtgeſezt .
Der zur Zeit der Eröffnung des erſten Landtags , wo

die Conſtitution in Wirkſamkeit tritt , beſtehende Zuſtand
in allen Zweigen der Verwaltung und Geſetzgebung
dauert fort , bis die erſte Verabſchiedung mit dem Land⸗

tage in den Gegenſtaͤnden, die ſich dazu eignen , getrof —

fen ſein wird .

Insbeſondere wird das erſte Budget bis zur Verein —

barung mit den Staͤnden proviſoriſch in Vollzug geſezt .

Gegenwaͤrtige Verfaſſung wird unter die Garantie des

deutſchen Bundes geſtellt .

Gegeben unter Unſerer eigenhaͤndigen Unterſchrift und

dem beigedruckten groͤßern Staats⸗Siegel .

Griesbach , den 22 . Auguſt 1818 .

Carl .

( T. S. )
Vdt . F. A. Wielandt .

Auf Befehl Seiner Königlichen Hoheit .
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